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Das prominenteste Opfer von Napoleons Rückkehr 
war nicht er selbst, sondern Marschall Michel Ney, 

der für seinen Eidbruch gegenüber König Ludwig XVIII. 
nach den Hundert Tagen mit seinem Leben 

bezahlen musste.

Jean-Léon Gérôme: Die Hinrichtung des Marschalls Ney (1868), 
Sheffi  eld City Art Galleries (siehe Kapitel 14)
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KAPITEL 1

Einleitung: Krieg und Konstitution

Am 31. März 1814 marschierten die alliierten Sieger in Paris 
ein, während sich der geschlagene Napoleon nach Fontaine-
bleau zurückzog. Von seinen eigenen Marschällen dazu ge-
drängt, ergab er sich eine Woche später in das Unvermeidli-
che und verzichtete für sich und seine Erben auf die Th rone 
Frankreichs und Italiens – ein Verzicht, der wenige Tage spä-
ter durch den Vertrag von Fontainebleau völkerrechtlich ver-
ankert wurde (11. April). Indem er diesem Vertrag zwei Tage 
später durch seine Unterschrift  beitrat, erwarb Napoleon sich 
und seinen Angehörigen das Recht, ihre bisherigen Titel wei-
terzuführen, und s eine Anerkennung als s ouveräner Herr-
scher über die Insel Elba. Derweil betrieb der Senat, bis kürz-
lich Napoleons wichtigstes Herrschaft sinstrument, dessen 
Absetzung und die Inthronisation eines neuen Monarchen in 
der Person Ludwigs XVIII. , der am 3. Mai feierlichen Einzug 
in Paris hielt.

Den Bourbonen zum F riedensschluss zu b ewegen, den 
Napoleon seit seiner Niederlage bei Leipzig beharrlich ver-
weigert hatte, bedurft e es ledig lich eines w eiteren Monats. 
Der am 30. Mai unterzeichnete, für Frankreich außerordent-
lich günstige Erste Pariser Friede sah in einem seiner Schluss-
artikel die Einberufung eines allgemeinen Kongresses inner-
halb von zwei Monaten nach Wien vor, um die d urch den 
gegenwärtigen Vertrag off engelassenen Fragen zu regeln. Der 
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mit großer Verzögerung am 3. November offi  ziell eröff nete 
Kongress befand sich, wegen Uneinigkeit unter den G roß-
mächten, in einer tief en Krise, als er a m 7. März 1815 durch 
die Nachricht von Napoleons Entweichen von Elba aufge-
schreckt wurde. Die Kunde, dass dies er am ersten des Mo-
nats mit tausend Bewaff neten im Golfe Juan bei Cannes ge-
landet war, hatte Paris bereits zwei Tage früher erreicht. 
Prompt ergriff  man in W ien und P aris Maßnahmen, den 
Rechtsbrecher in die Schranken zu weisen. Alle von der Pari-
ser Regierung eingeleiteten Schritte konnten allerdings nicht 
verhindern, dass Napoleon, ohne einen einzigen Blutstropfen 
zu vergießen, bereits am Abend des 20. M ärz in den Tuile-
rien-Palast einzog, den L udwig XVIII.  in der Nacht davor 
verlassen hatte. Napoleon hatte so leichtes Spiel, da das gegen 
ihn ausgesandte Militär in hellen Scharen zu ihm überlief.

Die Reaktion des Wiener Kongresses bestand darin, am 
13. März den mit bewaff neter Macht in Frankreich eingefalle-
nen Bonaparte als »Feind und Störer der Ruhe der Welt« zu 
ächten. Um diesem Verdikt Nachdruck zu v erleihen, ver-
pfl ichteten sich die Großmächte wenige Tage später, jeweils 
150.000 Mann zu mobilisieren, um Napoleon außerstand zu 
setzen, künft ig die Ruhe Europas und den allgemeinen Frie-
den zu stören. Da er einsehen musste, dass Europa um kei-
nen Preis gewillt war, ihn er neut auf dem f ranzösischen 
Th ron zu dulden, stampft e auch Napoleon, kaum dass er sich 
erneut als Regierungschef etabliert hatte, ein Heer aus dem 
Boden, mit dem er sich Mitte Juni den jenseits der französi-
schen Nordgrenze zusammengezogenen britisch-niederlän-
dischen und p reußischen Truppen entgegenwarf. Die ihm 
am 18. Juni durch Wellington  und Blücher  bei Waterloo zuge-
fügte vollständige Niederlage führte vier Tage später zu sei-
ner erneuten Abdankung, Entfernung aus Paris und Frank-
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reich, so dass Ludwig XVIII.  aus dem niederländischen Exil 
zurückkehren und am 8. Juli wieder in seine Hauptstadt ein-
ziehen konnte. Bei dieser Gelegenheit begrüßte ihn der 
Seine-Präfekt Chabrol  mit den Worten: »Sire, hundert Tage 
sind seit dem unglücklichen Augenblick vergangen, als Ihre 
Majestät […] unter den Tränen und Klagen aller Ihre Haupt-
stadt verlassen hat.« 

Chabrols  »Hundert Tage« sind seit damals zu einem festen 
Begriff  in der G eschichtsschreibung geworden. Mit ihm 
meint man nicht nur die – tatsächlich hundertzehn – Tage 
der Abwesenheit Ludwigs XVIII.  von Paris, sondern die 
ganze Zeitspanne von Napoleons Entweichen von Elba bis zu 
der Ende Juli über ihn verhängten Verbannung nach Sankt 
Helena und der W iedereinsetzung Ludwigs XVIII.,  also bis 
zu den Anfängen der Zweiten Restauration. Um Napoleons 
kühnen Handstreich, dessen ebenso fulminanten Anfangser-
folg wie jähes S cheitern, in seinen tieferen Ursachen zu ver-
stehen, gehen die meisten Historiker bis zu seiner ersten Ab-
dankung zurück, beziehen also in ihr e Darstellung, wie es 
auch in der vorliegenden geschehen soll, die ganze Erste Re-
stauration mit ein.

Im millenaren Lauf der G eschichte mögen die Hundert 
Tage wenige sein, doch für den Gang der Geschichte Frank-
reichs und Europas bilden sie eine tiefe Zäsur. Der Napoleon 
redivivus war eine doppelte Herausforderung – für sein Land 
und für den ganzen Kontinent. Gegenüber den europäischen 
Mächten kündigte er d urch sein Wiedererscheinen das Ar-
ran gement von 1814 (Vertrag von Fontainebleau und Pariser 
Friede) auf, und zwar gegenüber zum Frieden bereiten Geg-
nern, die ihn jahrelang als friedlos und kompromisslos ken-
nengelernt hatten, als jema nden, der n ur die S prache der 
Waff en versteht. Nicht weniger bedrohlich war seine Rück-
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kehr für sein eignes Land, das sich 1814 seiner entledigt hatte, 
weil es nicht gewillt war, länger die kaiserliche Diktatur zu 
ertragen. Um überhaupt eine Chance zu haben, von Europa 
und Frankreich als Herrscher dieses Landes geduldet zu wer-
den, musste Napoleon sich den Anschein geben, nicht mehr 
der alte zu s ein, sondern friedfertig, kompromissbereit, als 
ein der Freiheit der Franzosen und der Völker verpfl ichteter 
Herrscher. Bei den europäischen Mächten stießen Napoleons 
Friedensbeteuerungen von vornherein auf ungläubige Oh-
ren; die Franzosen wussten also, dass Napoleon an der Macht 
erneut Krieg mit Europa bedeutete.

Diese (von der napoleonischen Propaganda tunlichst ver-
heimlichte) Tatsache einmal beiseite lassend, bleibt im Hin-
blick auf Frankreich das Problem der auch unter Napoleon 
nie befriedigend gelösten Verfassungsfrage. Nachdem Lud-
wig XVIII.  mit der »o ktroyierten« Verfassung vom 4. Juni 
1814, der Cha rte constitutionnelle, wesentliche Freiheitsfor-
derungen, die seit 1789 auf der politischen Agenda der Fran-
zosen standen, erfüllt hatte, war es für Napoleon unmöglich, 
an sein anderthalb Jahrzehnte lang praktiziertes diktatori-
sches Regime einfac h anzuknüpfen; auch er m usste, wenn 
die Franzosen ihn erneut akzeptieren sollten, den von Lud-
wig XVIII.  gewiesenen Weg einer konstitutionellen und libe-
ralen Regierung einschlagen, zu dessen Liberalismus gewis-
sermaßen in K onkurrenz treten. Doch in einem s olchen 
Konkurrenzkampf war er notwendigerweise von vornherein 
der Unterlegene. Der dynastischen Legitimität des B ourbo-
nen, der überdies den Frieden mit Europa verbürgte, hatte 
Napoleon allein s eine materielle Legitimität entgegenzuset-
zen, das heißt s einen und Frankreichs militärischen Ruhm, 
das von ihm errichtete Empire, dessen einstige Prädominanz 
über den Kontinent. Doch um Europa und den F ranzosen 



11

die Furcht vor einem neuerlichen Krieg zu nehmen, musste 
er sich verbal davon distanzieren. Dies tat er, indem er, von 
seinem Ziel Paris noch weit entfernt, bereits am 9. März in 
Grenoble die zu ihm üb ergelaufenen Soldaten harangierte: 
»Wir müssen vergessen, dass wir einst die Herren der Natio-
nen waren«; und gut vierzehn Tage später verkündete er den 
in feierlicher Sitzung versammelten Grands Corps d’État: 
»Ich habe den Ideen des Grand Empire entsagt.«1 Wenn das 
ernst gemeint war, hätte Napoleon den Franzosen überhaupt 
nichts zu b ieten gehabt, was sie mi t Ludwig XVIII.  ohne 
Krieg haben konnten.

Um gegen das ihm f eindliche Europa überhaupt eine 
Chan  ce zu haben, musste Napoleon die Franzosen für sich 
ge winnen. Da er ihnen k einen Frieden versprechen konnte, 
musste er ihnen w enigstens Freiheit gewähren. Diesen Ver-
such, in Frankreich, die ludovizianische Charte noch über-
bietend, politische und b ürgerliche Freiheit zu b egründen, 
unternahm er mit der am 22. April verkündeten Verfassung, 
die dem Verlangen der Franzosen nach Freiheit und konsti-
tutioneller Regierung weitgehend Rechnung trug. Aber so 
wenig wie der B ourbonenkönig konnte er sich dazu durch-
ringen, das französische Volk uneingeschränkt in seine Sou-
veränitätsrechte einzusetzen, ihm den pouvoir constituant, 
die verfassunggebende Gewalt, zuzubilligen. Wie der, gemes-
sen an ihrer Zeit, erzliberalen Charte der M akel anhaft ete, 
»oktroyiert« zu s ein, so der napoleonischen Verfassung ihr, 
das Volk als Souverän entmündigender, Titel: Acte addition-
nel aux constitutions de l ’Empire. Auf diese Bezeichnung 
wollte Napoleon um keinen Preis verzichten. Gegen Benja-
min Constant , der ihn davon abzubringen versuchte, wandte 
er ein: Ihr wollt mir meine Vergangenheit rauben, an der ich 
festhalten will. »Die neue V erfassung muss an die al te an-
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knüpfen. Nur so hat sie die Sa nktion der v on Ruhm und 
Erfol gen gekrönten Jahre.«2 Aus seiner Sicht hatte Napo-
leon mit seinem Beharren auf den Verfassungen des Empire 
völlig recht. Denn die einzige Legitimität, die er f ür sich in 
Anspruch nehmen konnte, bestand in seiner Vergangenheit, 
 darin, was er als Er ster Konsul und K aiser erreicht hatte. 
 Um sich erneut in den Besitz der Macht zu setzen, mochte er 
zwar beteuern, auf die Ideen des Grand Empire, auf eine im-
periale Politik künft ig verzichten zu wollen, aber schier un-
möglich war es ihm, s eine eigene Vergangenheit auszulö-
schen und s olches Europa und die F ranzosen glauben zu 
machen.

Mit Napoleons Rückkehr standen also erneut zwei Kern-
probleme auf der Tagesordnung der f ranzösischen und der 
europäischen Politik, die Frankreich und Europa seit einem 
Vierteljahrhundert in Atem gehalten hatten – Verfassung und 
Krieg. Diese einander scheinbar so fernen, ja gegensätzlichen 
Tatbestände waren in der da maligen Situation unaufl öslich 
miteinander verschränkt. Um in dem unausweichlich herauf-
ziehenden Krieg gegen das ihm f eindliche Europa bestehen 
zu können, bedurft e Napoleon der möglichst uneinge schränk-
ten Unterstützung durch die Nation. Um sie zu g ewinnen, 
standen ihm theoretisch zwei Wege off en: der Appell an den 
patriotischen Geist der Massen, der erfordert hätte, der jako-
binischen Politik der patrie en danger von 1792/93 nachzufol-
gen. Doch das kam für einen Napoleon, 1792 in Paris Zeuge 
des Sturms auf das Königsschloss und der Septembermorde 
und seitdem von tiefem Abscheu gegen Aktionen der Masse 
erfüllt, nicht in Frage. Daher musste er die N otabeln, lange 
Zeit die verlässlichsten Stützen seiner Herrschaft , erneut für 
sich zu gewinnen suchen; doch das setzte voraus, dass er der 
Diktatur zugunsten einer k onstitutionellen Regierung ent-
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sagte, also das Wagnis einging, mitten in dem s chwersten 
Waff engang, der Frankreich seit 1792 bevorstand, die Verfas-
sung des L andes auf eine pa rlamentarisch-liberale Grund-
lage zu stellen.

Auch für die Alliierten war es auf der anderen Seite mit ei-
nem militärischen Sieg über Napoleon allein nicht getan. Um 
einem solchen Dauer zu verleihen, um in Europa dauerhaft  
eine neue Friedensordnung aufzurichten, mussten in Frank-
reich auf Napoleon ein Regime und ein Monarch folgen, die 
dies am sichersten zu verbürgen versprachen. Da man nach 
den bitteren Erfahrungen der H undert Tage solches den 
Franzosen nicht allein zu überlassen für opportun hielt, war 
eine Einmischung in die inner französischen Angelegenhei-
ten, welche die alliierten Sieger zunächst ganz und gar nicht 
beabsichtigt hatten, unvermeidlich; dem mit alliierter Unter-
stützung restaurierten Ludwig XVIII.  trug dies jedo ch das 
seine ganze weitere Regierungszeit vergift ende Stigma ein, 
im Tross der verbündeten Armeen zurückgekehrt zu sein – 
»dans les fourgons de l ’étranger«. So hatte Frankreich zwar 
erneut die Charte; doch sie wurde, ohne dass auch nur ein 
Buchstabe an ihr verändert worden wäre, nicht mehr als die 
Charte von 1814 wahrgenommen. Ihr haft ete das Odium an, 
allein infolge der Niederlage von Waterloo Geltung erlangt 
zu haben, dank der demütigendsten Niederlage, die Frank-
reich seit vier Jahrhunderten, seit Azincourt erlitten hatte. 
So wenig wie die Charte glich die Restauration von 1815 der 
von vielen Franzosen als glücklich und befreiend empfunde-
nen Restauration des Vorjahres, und noch weniger glich der 
am 20. N ovember 1815 geschlossene Zweite Pariser Friede 
dem auf Ausgleich bedachten Frieden vom Jahr davor. Nun 
erfuhr Frankreich zum ersten Mal selbst, was Napoleon an-
derthalb Jahrzehnte lang seinen unterlegenen Gegnern ange-
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tan hatte: Gebietsabtretungen, Kriegsentschädigung in viel-
hundertfacher Millionenhöhe, militärische Besetzung und 
die mit ihr verbun denen Kontributionen, Herausgabe der er-
beuteten Kunstwerke.

Das größte und dauerhaft este Leid verursachte der Rück-
kehrer Napoleon indes dadurch, dass er den v on ihm selbst 
zu Beginn seiner ersten Herrschaft  beigelegten Parteizwist 
und Bürgerkrieg der Revolutionszeit erneut entfachte und in 
solcher Weise vertieft e, dass Frankreich bis gegen Ende des 
Jahrhunderts ein p olitisch und g esellschaft lich tief zer risse-
nes Land blieb. Auf Waterloo folgte die mili tärische Beset-
zung von mehr als sechzig Departements durch eine Million 
alliierte Soldaten. Was Frankreich insbesondere durch die 
preußischen Besetzer zu erdulden hatte, sollte die Beziehun-
gen zwischen beiden Ländern für anderthalb Jahrhunderte 
auf unheilvolle Weise belasten. Die Hundert Tage läuteten 
nicht nur in Frankreich eine Epoche der Reaktion ein, son-
dern auch, wie die am Rande der Friedensverhandlungen am 
26. September 1815 in P aris durch Zar Alexander,  Kaiser 
Franz  und König Friedrich Wilhelm  vereinbarte Heilige Al-
lianz befürchten ließ, in ganz Mittel- und Osteuropa.

Was war nun Ursache von Anfang und Ende der C ent-
Jours und ihrer anscheinend in jeder Hinsicht negativen Bi-
lanz ? Die früheste Deutung der Ereignisse geht auf ihren Ur-
heber selbst zurück – auf Napoleon. Ihm zufolge waren es 
die Schmerzens- und Hilfeschreie des von den B ourbonen 
gepeinigten französischen Volkes, das die ka iserliche Regie-
rung zurückverlangte; diesem Appell mochte er sic h nicht 
versagen, und getragen von einer Woge enthusiastischer Zu-
stimmung des Volks bestieg er, ohne einen einzigen Schuss 
abzugeben, binnen zwanzig Tagen erneut den allein ihm le-
gitimer Weise gebührenden Th ron. Wenn er nach nur drei 
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Monaten diesen Th ron erneut verlor, war das in den A ugen 
des so rasch wieder Gestürzten die Folge von Waterloo, der 
durch Verrat und Fehler seiner Marschälle verursachten Nie-
derlage. Viel von dieser Sicht der Ereignisse hat sich in der 
populären Vorstellung bis heute erhalten, doch der Wirklich-
keit wird sie nicht im Entferntesten gerecht. Ihr kommt man 
erheblich näher, wenn man die Rolle des Militärs in Napole-
ons Aufstieg und Fall genau umgekehrt sieht. Richtig ist zwar, 
dass Napoleon, um in P aris erneut die Herrschaft  an sich 
zu  reißen, keinerlei militärische Gewalt anwenden musste; 
hierauf konnte er verzichten, weil die gegen ihn ausgesand-
ten Soldaten und Offi  ziere, die einst fast allesamt unter ihm 
gedient hatten, in hellen S charen zu ihm üb erliefen. Seinen 
Th ron verdankte er als o einer mass enhaft en Meuterei bzw., 
wie manche es sehen, einem militärischen Staatsstreich.

Zwar ist auf der anderen Seite gewiss nicht zu verkennen, 
dass seine Niederlage bei Waterloo Napoleons Sturz beför-
dert hat. Doch über sein ferneres Verbleiben auf dem Th ron 
wurde die Entscheidung nicht auf dem S chlachtfeld gefällt, 
sondern in P aris, wo er a m dritten Tag nach der S chlacht 
wieder aufgetaucht war. Hier bekam er es mit einem Gegner 
zu tun, der auf seine Weise nicht weniger unnachgiebig war 
als Wellington  und Blücher  zusammen. Dieser Gegner war 
die von den Notabeln dominierte öff entliche Meinung und 
insbesondere das von ihm selbst einberufene Parlament, ge-
wählt von Wahlmännern, die allesamt seinem früheren Re-
gime entstammten. Noch am 11. Juni, als er zur Ar mee, zu 
seinem letzten Feldzug aufb rach, hatte Napoleon die f risch 
gewählten Abgeordneten eindringlich ermahnt, die g egen-
wärtige Notlage zu bedenken und sich nicht in sterile Verfas-
sungsdebatten zu verstricken; doch genau das taten die Ab-
geordneten. Sie gaben der in ihren Augen noch immer nicht 



16

befriedigend gelösten Verfassungsfrage den Vorrang vor der 
Abwehr des äußeren Gegners. Kaum einer von ihnen wünsch-
 te off en eine Niederlage der französischen Waff en, aber auch 
keinen Sieger Napoleon, in dem sie erneut den Diktator wit-
terten. Indem sie nach Waterloo intransigent auf Napoleons 
Abdankung bzw. Absetzung drangen, vollzogen die Abgeord-
neten, wenn man die da mals gültige Verfassung zugrunde 
legt, einen parlamentarischen Staatsstreich, der das defi nitive 
Ende der napoleonischen Herrschaft  bedeutete.3 Napoleons 
abermaliger Sturz hatte also dieselbe Ursache wie seine erste 
Absetzung – nämlich dass es ihm, wie den F ranzosen insge-
samt, noch immer nicht gelungen war, das Urproblem von 
1789 zu lösen, dem Land eine ihm zuträgliche Verfassung zu 
geben.

Neben vielen Verlierern und Belastungen für die Zukunft  – 
die immensen menschlichen und ma teriellen Verluste des 
Feldzugs von 1815; die zahlreichen Opfer der Terreur blanche 
in den Anfä ngen der Z weiten Restauration; der in s einer 
Knospe erstickte junge französische Liberalismus; die bis zur 
Dritten Republik währende politische Instabilität Frank-
reichs; die auf beiden Seiten des Rheins genährten nationa-
listischen Ressentiments – neben all dem sahen die Hundert 
Tage auch einen Profi teur, nämlich in der P erson ihres Ver-
ursachers. Um die a uf den er sten Blick wie eine fl üchtige 
 Episode erscheinenden Hundert Tage in ihrer ganzen Trag-
weite zu er fassen, versuche man sich einmal v orzustellen, 
Napo leon wäre nicht von Elba zurückgekehrt. Sich auszuma-
len, wie dann seine letzten Lebensjahre – etwa als aufgeklär-
ter, reformfreudiger Inselfürst – ausgesehen haben könnten, 
wäre ein müßiges Gedankenspiel. Absolut gewiss dagegen ist, 
dass sich die Welt, und zwar schon seit damals, ein ganz an-
deres Bild von ihm geformt hätte. Ein Napoleon ohne Water-
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loo wäre nie nach Sankt Helena verbannt worden, und ohne 
sein Exil am Rande der zivilisierten Welt hätte er nicht sechs 
Jahre lang bis zu seinem Tod an seiner eigenen Legende we-
ben und, seinen Begleitern diktierend, sein eigener Plutarch  
werden können. Ohne seine Rückkehr wäre ihm ein großer, 
wohl der größte Teil seines Nachruhms vorenthalten geblie-
ben und er hä tte nicht bis ins 21. Jahrhundert hinein die 
Phantasie von Literaten und G eschichtsschreibern beschäf-
tigt.

Napoleons bis heute anhaltender Popularität hat seine 
Rückkehr nicht nur nicht geschadet, sondern sogar kräft ig 
Vorschub geleistet – und das, obgleich er dadurch seinem ei-
genen Land unermesslichen Schaden zugefügt hat. In Frank-
reich verhalf sein Wiedererscheinen einerseits dem unseligen 
Ultraroyalismus zum Durchbruch und andererseits der Bil-
dung einer bonapartistischen Partei, die beide für mehr als 
zwei Generationen ihren verderblichen Einfl uss auf das poli-
tische Leben des Landes ausübten. Seine Rückkehr von Elba, 
die manchen als sein größtes und unverzeihlichstes Verbre-
chen gilt, ist bis heute der kräft igste Springquell der napoleo-
nischen Legende geblieben. Hiervon zeugen nicht zuletzt 
die bereits seit geraumer Zeit auf Hochtouren laufenden Vor-
bereitungen, des B icentenaire von Waterloo zu g edenken. 
Diese fügen sich bruchlos in den M ythos von dem Helden 
ein, der allein f remder Übermacht, also in einem unfa iren 
Kampf, wenn nicht gar durch Verrat erlag. Die neuerliche Be-
trachtung der Hundert Tage, eingebettet in den g esamten 
Zeitraum von der Ersten bis zur Zweiten Restauration, soll 
dagegen zeigen, dass letztlich nicht die Waff en über Napole-
ons Schicksal entschieden haben, sondern der bis in die An-
fänge der Re volution zurückreichende Kampf um eine der 
neuen Zeit angemessene politische Ordnung Frankreichs.




